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die Verletzung der Dienſtpflichten des Geſindes, S. 173. — Geſetz, betreffend die Errichtung 
letztwilliger Verfügungen in dem Bezirke des Oberlandesgerichts zu Frankfurt a. M., S. 178. — 
Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirks 
des Amtsgerichts Heide, S. 179. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 
durch die Regierung» Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden sc, S. 179. 


(Nr. 9140.) Geſetz für die Provinz Heſſen⸗Naſſau mit Ausſchluß der ehemals Bayeriſchen 
Gebietstheile, betreffend die Verletzung der Dienſtpflichten des Geſindes. Vom 
27. Juni 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, für den 
Umfang der Provinz Heſſen-Naſſau mit Ausſchluß der ehemals Bayeriſchen 
Gebietstheile in Ergänzung der dortſelbſt bezüglich des Geſindeweſens geltenden 
Geſetzesvorſchriften, was folgt: 

. 


Geſinde, welches hartnäckigen Ungehorſam oder Widerſpenſtigkeit geg 
die Befehle der Herrſchaft oder der zu feiner Aufſicht beſtellten Perſonen ſich zu 
Schulden kommen läßt, oder ohne geſetzmäßige Urſache den Dienſt verſagt oder 
verläßt, hat auf den Antrag der Herſchaf unbeſchadet deren Rechts zu ſeiner 
Entlaſſung oder Beibehaltung Geldſtrafe bis zu 15 Mark oder Haft bis zu 
drei Tagen verwirkt. 

Dieſer Antrag kann nur innerhalb vierzehn Tagen ſeit Verübung der 
Uebertretung oder, falls die Herrſchaft wegen der letzteren das Geſinde vor Ablauf 
der Dienſtzeit entläßt, vor dieſer Entlaſſung geſtellt werden. 

Bis zum Anfange der Vollſtreckung der Strafe iſt die Zurücknahme des 
Antrages zuläſſig. 
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$. 2. 
Die in Gemäßheit des F.! feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Ortsarmenkaſſe. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1886. 


(J. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Miniſter 
des Innern: 
Fürſt v. Bismarck. v. Goßler. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 9141.) Geſetz, betreffend die Errichtung letztwilliger Verfügungen in dem Bezirke des 
Oberlandesgerichts zu Frankfurt a. M. Vom 28. Juni 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Bezirk des Oberlandesgerichts zu Frankfurt a. M., was folgt: 


8 
Letztwillige Verfügungen (Teſtamente und Kodizille) können vor dem Amts 
gericht nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen errichtet werden. 


§. 2. 
Die Zuſtändigkeit des Gerichts iſt nicht davon abhängig, daß der Verfügende 
ſeinen Wohnſitz im Bezirke deſſelben hat. 
Der Verfügende kann die Errichtung der letztwilligen Verfügung an einer 
anderen Stelle des Gerichtsbezirks als an der Gerichtsſtelle ſelbſt verlangen. 


F. 3. \ 
Zu den die Errichtung letztwilliger Verfügungen betreffenden Verhandlungen 
hat der Richter einen Gerichtsſchreiber zuzuziehen. f 


$. 4. 
Die Errichtung kann erfolgen: 
J) durch Erklärung des letzten Willens zu Protokoll, 
2) durch Uebergabe eines die letztwillige Verfügung enthaltenden Schriftſtücks. 


5 $. 5. 

Das Schriftſtück kann verſchloſſen oder offen übergeben werden. Daſſelbe 
muß von dem letztwillig Verfügenden unterſchrieben ſein. Der letztwillig Ver⸗ 
fügende hat bei der Uebergabe zu Protokoll zu erklären, daß das Schriftſtück 
ſeinen letzten Willen enthalte. ö 


U 


$. 6. i 

In dem über die Errichtung aufzunehmenden Protokoll iſt feſtzuſtellen: 

1) die Ueberzeugung des Gerichts, daß die Perſon, welche die Verfügung 
errichtet, die in dem Protokoll als ſolche bezeichnete ſei, und daß dieſelbe 
ſich in handlungsfähigem Zuſtande befinde, 

2) im Fall der Errichtung durch Uebergabe eines Schriftſtücks, außer der 
im letzten Satze des $. 5 vorgeſchriebenen Erklärung, die Erklärung des 
Verfügenden, daß er das Schriftſtück unte ſchrieben habe. 
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$. 7. 


Das Protokoll iſt dem Verfügenden vorzuleſen oder zum eigenen Leſen 
vorzulegen. 

Ob das erſtere oder das letztere geſchehen, und das Protokoll von dem 
Verfügenden genehmigt ſei, iſt in dem Protokoll feſtzuſtellen. 


$. 8. 


Das Protokoll iſt von dem letztwillig Verfügenden, ſowie von dem Richter 
und dem Gerichtsſchreiber zu unterſchreiben. 

Iſt der letztwillig Verfügende außer Stande, zu unterſchreiben, ſo genügt 
an Stelle der Unterſchrift die Feſtſtellung des Hinderungsgrundes in dem Protokoll. 


6. 9. 


Taubſtumme, Stumme und Perſonen, welche aus ſonſtigen Gründen 
unfähig ſind, zu ſprechen, können eine letztwillige Verfügung nach Maßgabe der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes nur errichten, wenn ſie zu ſchreiben und Geſchriebenes 
zu leſen vermögen. Taube nur, wenn ſie Geſchriebenes zu leſen vermögen. 

Den im vorſtehenden Abſatz bezeichneten Perſonen iſt das über die Er⸗ 
richtung der Verfügung aufgenommene Protokoll zum Leſen vorzulegen. 

Die Taubſtummen, Stummen und Diejenigen, welche aus ſonſtigen Gründen 
unfähig ſind, zu ſprechen, haben in dem Protokoll durch eigenhändigen Vermerk 
zu bezeugen, daß fie daſſelbe geleſen haben und deſſen Inhalt genehmigen. 


$. 10. 


Blinde, ſowie Perſonen, welche aus ſonſtigen Gründen Geſchriebenes nicht 
zu leſen vermögen, können eine letztwillige Verfügung nicht durch lebergabe eines 
verſchloſſenen Schriftſtücks errichten. - 

Uebergeben fie ein offenes Schriftſtück, ſo iſt ihnen daſſelbe vorzuleſen und 
in dem Protokoll feſtzuſtellen, daß die Vorleſung geſchehen und der Inhalt des 
Schriftſtücks von dem Verfügenden genehmigt ſei. 


* 


F. 11. 


Das übergebene Schriftſtück nebſt dem aufgenommenen Protokoll oder das 
die letztwillige Verfügung enthaltende Protokoll iſt mit einem mittels des Gerichts— 
ſiegels zu verſchließenden Umſchlag zu verſehen und, nachdem auf den Umſchlag 
ein den Inhalt deſſelben angebender, von dem Richter und Gerichtsſchreiber zu 
unterſchreibender Vermerk geſetzt worden, in gerichtliche Verwahrung zu nehmen. 


— 177 — 


$. 12. 


Auf die Verwahrung finden die Vorſchriften des §. 89 der Hinterlegungs⸗ 
ordnung vom 14. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 249) Anwendung. 

Ueber die Annahme zur Verwahrung iſt dem Verfügenden eine der Vor⸗ 
ſchrift des §. 78 Abſatz 2 der Hinterlegungsordnung entſprechende Beſcheinigung 
zu ertheilen. 8 

$. 13. 


Die Verabſäumung einer der in den §§. 3 bis 5 und 7 bis 10 vor 
geſchriebenen Förmlichkeiten hat die Nichtigkeit zur Folge. 
5 
§. 14. N 
Derjenige, welcher die letztwillige Verfügung errichtet hat, kann die 
Herausgabe derſelben aus der gerichtlichen Verwahrung verlangen. Die Heraus⸗ 
gabe darf nur an ihn perſönlich erfolgen. Die Vorſchriften des §. 2 Abſatz 2 
und des F. 3 finden entſprechende Anwendung. 


$. 15. 


Ueber die Herausgabe iſt ein Protokoll aufzunehmen. Auf daſſelbe finden 
die Vorſchriften des §. 6 Nr. 1, ſowie der $$. 7, 8 und 9 Abſatz 2 entſprechende 
Anwendung. 

$. 16. 


Mit der Herausgabe gilt die letztwillige Verfügung als widerrufen. 


$. 17. 


Die Eröffnung der letztwilligen Verfügung hat von dem Gerichte, bei 
welchem ſie verwahrt iſt, alsbald nach dem Ableben des Verfügenden, falls derſelbe 
nicht ein Anderes verordnet hat, von Amtswegen zu erfolgen. 

Nach Ablauf von 56 Jahren ſeit der Hinterlegung der letztwilligen Ver- 
fügung iſt mit Eröffnung derſelben von Amtswegen zu verfahren, falls nicht dem 
Gerichte über das Fortleben des Verfügenden Zuverläſſiges bekannt iſt. 


K. 18. 


Für die durch dieſes Geſetz dem Amtsgericht übertragenen Geſchäfte, ein— 
ſchließlich der Eröffnung und der Ausfertigung der nach den Vorſchriften deſſelben 
errichteten letztwilligen Verfügungen, erfolgt die Erhebung der Gebühren, Auslagen 
und Stempel, ſowie die Gewährung von Kommiſſionsgebühren nach Maßgabe 

Or. 9141.) 
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der Beſtimmungen, welche in dem Geltungsbereich des Geſetzes, betreffend den 
Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten, vom 10. Mai 1851 (Geſetz-Samml. 
S. 622) Anwendung finden. 

8. 19. 

Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere der F. 7 
Abſatz 4 und der $. 39 der Naſſauiſchen Verwaltungsordnung vom 5. Juni 1816 
(Sammlung der landesherrlichen Edikte und anderer Verordnungen Band II 
S. 45 ff.) ſowie die Wiediſche Verordnung vom 20. Auguſt 1784 werden auf⸗ 
gehoben. a 
Unberührt durch dieſes Geſetz bleiben letztwillige Verfügungen, welche in 
außergerichtlicher Form errichtet werden. Zu den außergerichtlichen Teſtamenten 
find die in Gemäßheit des Naſſauiſchen Geſetzes vom 26. Juli 1854 $. 23 
beziehungsweiſe der Inſtruktion vom 2. Januar 1863 durch die zuſtändigen 
Ortsbürgermeiſter aufgenommenen ſogenannten Nothteſtamente zu rechnen. 


$. 20. 


Die Zuſtändigkeit der kollegialiſchen Schöffengerichte im Bezirk des Land⸗ 
gerichts in Neuwied zur Aufnahme letztwilliger Verfügungen wird aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 28. Juni 1886. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 9142.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Heide. Vom 8. Juli 1886. 


Au Grund des $. 14 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Schleswig-Holſtein (Geſetz-Samml. 1873 S. 241, 1879 S. 12) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im $. 12 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Heide gehörigen Bezirke der Stadt⸗ 
gemeinde Heide und der Landgemeinde Süderholm-Bennewohld 
am 1. Auguſt 1886 beginnen ſoll. 


Berlin, den 8. Juli 1886. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Exlaß vom 5. Mai 1886, betreffend die Verlängerung 
der Baufriſt für die von der Kerkerbachbahn⸗Aktiengeſellſchaft herzuſtellende 
Eiſenbahn von Heckholzhauſen nach Dehrn bis zum 7. Juni 1887, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 22 S. 199, 
ausgegeben den 3. Juni 1886, 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Mai 1886, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zu dem revidirten Reglement der Weſtpreußiſchen Landſchaft 
vom 25. Juni 1851 und des Regulativs über die Ausgabe 3½ prozentiger 
Pfandbriefe I. Serie Emiſſion B und 3½ prozentiger Pfandbriefe II. Serie, 
ſowie die Konvertirung der 4 prozentigen Pfandbriefe I. und II. Serie der 
Weſtpreußiſchen Landſchaft, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 25 S. 129, ausgegeben den 
19. Juni 1886, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 23, Extrablatt, aus⸗ 
gegeben den 9. Jun 1886, a 
der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 25, Extrablatt, ausgegeben 
den 18. Juni 1886, 
(Nr. 9142.) 
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3) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Mai 1886, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Tönningſtedt im Kreiſe Segeberg für 
die zur Anlegung eines Fußſteiges von Tönningſtedt nach Sülfeld erfor⸗ 
derlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Schleswig Nr. 35 S. 807, ausgegeben den 12. Juni 1886, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Mai 1886, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von dem Kreiſe Lippſtadt auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 13. Dezember 1858 ee e Anleihe von 
4½ auf 4 Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arns⸗ 
berg Nr. 25 S. 203, ausgegeben den 19. Juni 1886; 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 19. Mai 1886 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Hagen in W. im 
Betrage von 2000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Arnsberg Nr. 26 S. 207, ausgegeben den 26. Juni 1886; 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. Mai 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Mülheim a. d. Ruhr 
im Betrage von 1000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Düſſeldorf Nr. 25 S. 225, ausgegeben den 26. Juni 1886, 


7) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. Mai 1886 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Anklam im 
Betrage von 750 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Stettin Nr. 27 S. 175, ausgegeben den 2. Juli 1886. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


